


ZWEITER TEIL Das Ergrünen des europäischen Projektes: die Geschichte der Grünen im Europaparlament                                                                                                                                 117

chen zu lassen. Er setzte die offene Deklaration 
der Inhaltsstoffe von Futtermitteln durch, brach-
te ein Programm zur Erhaltung der biologischen 
Vielfalt in der Landwirtschaft auf den Weg und 
erreichte im Rahmen der Verhandlungen um die 
Fischler-Reform, dass die ländliche Entwicklung 
als zweite Säule der Agrarpolitik sowohl politisch 
als auch finanziell etabliert wurde.

Demokratie bekommt man nicht 
geschenkt

Vor allem aber wurde unter seinem Vorsitz 
die Mitentscheidung des Parlaments in agrar-
politischen Fragen auf unkonventionelle Weise 
ausgeübt. Da wir im Agrarbereich nur Anhö-
rungsinstanz sind, braucht der Rat nach Annah-
me unserer Vorschläge im Plenum nichts zu 
übernehmen. Deshalb setzen wir die Kommis-
sion unter Druck. Will sie im Plenum die we-
sentlichen Änderungswünsche des Parlaments 
nicht annehmen, wird die Endabstimmung im 
Plenum solange ausgesetzt, bis Einigung er-
zielt wird. Das dauerte im Fall der Öffnung des 
Saatgutverkehrsgesetzes drei Jahre. Demokratie 
bekommt man nicht geschenkt, sagt FriWi, man 
muss sie sich erkämpfen. Nach Ablehnung des 
Lissabon-Vertrages durch die Iren bleibt das ak-
tuell, denn ohne ihn gibt es die Mitentscheidung 
in der Agrarpolitik nicht.

Der Ausschussvorsitz half auch dabei, die 
Zivilgesellschaft für die Arbeit am Verfassungs-
konvent zu mobilisieren. An der European Agri-
Cultural Convention arbeiteten ein Jahr lang die 
entstandenen europäischen Netzwerke von Bau-
ern-, Verbraucher-, Umwelt- und Tierschutzorga-
nisationen mit und einigten sich auf gemeinsame 
Empfehlungen, die ähnlich wie bei UN-Verfahren 
ausgehandelt und dann mit Giscard d’Estaing, 
dem Präsidenten des Verfassungskonvents, dis-
kutiert wurden. 

Die McSharry-Reform – weniger 
Intervention, mehr Umwelt  

Die erste große Richtungsänderung der 
Agrarpolitik, die so genannte McSharry-Reform, 
kam aufgrund explodierender Kosten für die 

Verwaltung der strukturellen Überschüsse zu 
Stande. Die zweite, die Fischler-Reform, folgte 
dem Druck der WTO, Subventionen abzubauen 
und von der Produktion zu entkoppeln. Die 
Begründungen für beide lasen sich aber wie grüne 
Kritik an der Industrialisierung der Landwirtschaft 
und den negativen Auswirkungen auf Umwelt, 
Biodiversität und Lebensmittelqualität. Das 
machte Hoffnung auf eine Agrarwende. 

Die Abkopplung von der Produktion war im 
Prinzip ein Schritt in die richtige Richtung, denn 
die EU-Marktintervention hatte im Grunde nur 
dafür gesorgt, dass die Verarbeitungs- und Ex-
portindustrien an billige Grundstoffe heranka-
men. Statt zum Beispiel die Produktion von Mais 
für die Stallmast von Bullen zu fördern, kann sich 
durch Entkopplung auch die Weidehaltung von 
Rindern lohnen, was vor allem für benachteiligte 
Standorte und die Umwelt gut ist. Wenn Einkom-
mensstützung für Bauern nicht mehr an Produk-
te gebunden wird, können sich im Prinzip neue 
Märkte entwickeln, z.B. für Qualitätslebensmittel. 
Im Prinzip. Das funktioniert aber nur, wenn die 
Infrastruktur für die lokale und regionale Verar-
beitung, also kleine Schlachthöfe und Molkerei-
en, vor Ort vorhanden ist.

Die Fischler-Reform: mehr Markt, aber 
keine öko-soziale Wende

Die Fischler-Reform hat aber hinsichtlich der 
Bindung öffentlicher Zahlungen an Umwelt-
leistungen und Beschäftigung keinen Durch-
bruch geschafft. Die von den Grünen und der 
EU-Kommission vorgeschlagene Deckelung der 
Zahlungen ab einer bestimmten Betriebsgröße 



118                                                                                                                                     GRÜNE IDENTITÄT IN EINEM SICH WANDELNDEN EUROPA

und Staffelung der Zahlungen nach sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigen wurde vom Duo 
Schröder-Chirac verhindert. Der Kompromiss, 
alle Zahlungen auf der Grundlage der bewirt-
schafteten Fläche und historischer Ernten fest-
zulegen, hat die angekündigte Umwidmung von 
Agrarsubventionen in ländliche Wirtschaftsför-
derung nach sozialen und ökologischen Kriteri-
en ausgehebelt. An der extremen Bevorzugung 
von großflächigen und beschäftigungsarmen 
Agrarbetrieben hat sich deshalb so gut wie 
nichts geändert. 

Kommissar Fischlers Nachfolgerin Mari-
ann Fischer Boel hat im Prinzip die Abwicklung 
der Marktordnungen und die Entkoppelung der 
verbliebenen Sektoren nur fortgeschrieben. Sie 
glaubt fest an die segensreiche Wirkung der un-
sichtbaren Hand des Marktes. Sie betreibt aktiv 
die Öffnung der Agrarmärkte und unternimmt 
nichts dagegen, dass Dumpingexporte aus Dritt-
staaten die mühsam erreichten ökologischen und 
sozialen Standards der EU untergraben. Zwar 
hat sie beim so genannten Gesundheits-Check, 
der Halbzeitbilanz der Agrarreform, den Klima-
wandel, den Verlust der Artenvielfalt und die 
Wasserknappheit benannt. Aber eine Integration 
wirksamer Maßnahmen in die Gemeinsame Ag-
rarpolitik ist nicht auszumachen.

                                                                                                                                
2. Ausblick: Agrarmärkte brauchen öko2. Ausblick: Agrarmärkte brauchen öko--
logische und soziale Standardslogische und soziale Standards

Politisierung statt Liberalisierung der 
Märkte

Das Europäische Parlament hat im Februar 
2008 in einer schriftlichen Erklärung über den 
Machtmissbrauch durch große Supermarktket-
ten kritisiert, dass die an Zulieferer (sowohl in-
nerhalb als auch außerhalb der EU) bezahlten 
Preise auf unhaltbare Niveaus gedrückt und un-
faire Bedingungen diktiert werden. Die General-
direktion Wettbewerb wird darin aufgefordert, 
die Auswirkungen der Konzentration des Lebens-
mittelhandels auf Kleinunternehmen, Zulieferer, 
Arbeitnehmer und Verbraucher zu untersuchen 
und den Missbrauch einer marktbeherrschenden 
Stellung zu unterbinden (088/2007).

Der Lieferstreik der europäischen Milchbau-
ern gegen die Preisdumpingpolitik der Handels-
ketten, die Proteste der Rindfleisch- und Geflü-
gelerzeuger gegen Billigimporte aus Drittländern 
und der Druck auf die EU, Futtermittelimpor-
te zuzulassen, die in der EU nicht zugelassene 
Rückstände von GVOs enthalten sind deutliche 
Anzeichen dafür, dass auf den Agrarmärkten die 
Spielregeln von wenigen Handelsriesen diktiert 
werden. Die im Zuge der Ölpreisexplosion und 
des Klimawandels grassierende Spekulation mit 
Agrarrohstoffen an den Weltagrarmärkten und 
die dadurch verschärfte Welternährungskrise 
machen deutlich, dass ein fairer Wettbewerb ver-
lässliche politische Regeln braucht. 

Ökologische und soziale Ernährungs-
wirtschaft – Märkte in Besitz nehmen

Grüne Agrarpolitik muss Bauern und Ver-
braucher darin bestärken, ihre lokalen und regi-
onalen Märkte wieder in Besitz zu nehmen. Wir 
brauchen eine vernünftige Angebotssteuerung als 
Gegengewicht zur Marktmacht der Handelskon-
zerne und ein Wettbewerbsrecht, das zwischen 
lokaler Direktvermarktung und Weltmarktbedin-
gungen unterscheidet. Nur zehn Prozent der in 
Europa erzeugten Milch wird auf dem Weltmarkt 
gehandelt, der dort gehandelte Preis schlägt aber 
auf die im Binnenmarkt gehandelte Milch durch, 
weil die Milch als Rohstoff und nicht als verarbei-
tetes Qualitätslebensmittel gehandelt wird. Des-
halb ist der Ausbau der zweiten Säule der Agrar-
politik für regionale Vermarktungsstrukturen so 
wichtig, eine stärkere Förderung der gemeinsa-
men Vermarktung von Qualitätsprodukten, und 
eine konsequente Anpassung der Hygiene- und 
Vermarktungsverordnungen an die realen Ent-
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fernungen zwischen Bauern und Verbrauchern. 
COFAMI (Collective farmers marketing initiatives) 
hat die Erfolgsgeschichten einer neuen Qualitäts-
vermarktung von Lebensmitteln und nachwach-
senden Rohstoffen ausgezeichnet dokumentiert.

Ökologische und soziale Standards in die 
WTO-Verhandlungen aufnehmen

Auch die blockierten WTO-Verhandlungen 
sind eine Möglichkeit, die Reform der Agrarpo-
litik neu anzuschieben. Die aggressive Verhand-
lungsführung der EU-Kommission, die Marktöff-
nung um jeden Preis forderte, ohne die negativen 
sozialen und ökologischen Auswirkungen des 
Freihandels, vor allem in den Entwicklungslän-
dern, behandeln zu wollen, hat zu Recht den 
Widerstand dieser Länder herausgefordert. Von 
daher wäre jede Bewegung der EU weg von der 
Produktionsstützung hin zu einer nachhaltigen 
Modernisierung der ländlichen Wirtschaft ein 
ernsthaftes Angebot, das auch mit den allgemein 
anerkannten Kriterien der so genannten Green 
box (Agrarzahlungen, die den Handel nicht ver-
zerren) vereinbar wäre. 

Wichtig ist gleichzeitig, dass die Handelsre-
geln und Zölle so definiert werden, dass die inter-
nationalen Handelsunternehmen ihre Gewinne 
nicht mehr aus sozialem und ökologischem Dum-
ping schlagen können, sondern im Gegenteil zur 
besonderen Förderung nachhaltiger Produktion 
genötigt werden. Das Europäische Parlament hat 
auf Initiative der Grünen von der Kommission ge-
fordert, das Konzept des qualifizierten Marktzu-
gangs zu prüfen, und gegebenenfalls in die Ver-
handlungen einzubringen. Das Konzept schlägt 
vor, dass ein Unterlaufen von sozialen und ökolo-
gischen Standards sowie der Gewähr von Ernäh-
rungssicherheit in Exportländern durch Abgaben 
beim Import verhindert wird. Die so abgeschöpf-
ten Mittel stehen für die ländliche Entwicklung 
der betroffenen Länder zur Verfügung. 

Food first!  Keine falschen Signale zu 
nachwachsenden Rohstoffen

Der Klimawandel hat der agrarindustriellen 
Glaubensgemeinschaft neues Leben eingehaucht. 

Mit dem Argument, der Energiepflanzenanbau sei 
CO2-neutral und damit die Zauberformel gegen 
Treibhausgase, wird eine neue „Grüne Revoluti-
on“ beschworen, die unseren Bemühungen um 
eine nachhaltige Erzeugung von Lebensmitteln 
und erneuerbaren Energien zuwiderläuft. Wo die 
Pflanzenspriterzeugung heute boomt, kommt 
vielfach mehr Chemie und Gentechnik zum Ein-
satz, wird mehr Wasser verbraucht, entstehen 
großflächige Monokulturen. Bei rasant steigen-
der Nachfrage nach Futtermitteln, Lebensmitteln 
und Treibstoffen entsteht eine gefährliche Kon-
kurrenz um Land und Wasser zwischen Lebens-
mittel- und Treibstofferzeugung. 

Die Bilanz der agrar-industriellen Treibstof-
ferzeugung ist hinsichtlich der Nachhaltigkeit oft 
negativ. Im Europäischen Parlament haben wir 
deshalb zum agrar-industriellen Boom im Be-
reich der nachwachsenden Rohstoffe eine deut-
lich kritische Position eingenommen. Wir wollen 
keine falschen politischen Signale setzen. Der 
Schlüssel liegt nicht darin, mit Agrarsprit unseren 
Mineralölkonsum durch Pflanzenspritkonsum zu 
ersetzen. Der Verbrauch von Energie muss dras-
tisch gesenkt werden. Nur eine Strategie, die auf 
Effizienz, Einsparung und nachhaltige Nutzung 
nachwachsender Rohstoffe setzt, kann zum Er-
folg führen. 

Europa kann auch Gutes verordnen: der 
grüne Klassiker Biolandbau

Was anfangs noch der running gag im Agra-
rausschuss des EP war, zählt heute zur unwider-
sprochenen Kompetenz der Grünen in Europa. 
Alle legislativen Stellungnahmen des EP zum 
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Biolandbau wurden von grünen Abgeordneten 
verfasst. Die enge Zusammenarbeit mit den na-
tionalen Verbänden und IFOAM, der weltweit or-
ganisierten Ökolandbaubewegung, gab uns den 
entscheidenden inhaltlichen Vorsprung bei der 
Formulierung wichtiger Details der Verordnung. 
Dazu gehört auch, dass Chemie und Gentechnik, 
in welcher Form auch immer, im biologischen 
Landbau nach wie vor verboten sind. 

Heute ist dies ein wesentlicher, wenn nicht 
der rechtliche und wirtschaftliche Faktor der Aus-
einandersetzungen um das Recht auf gentech-
nikfreies Saatgut, Lebensmittel und GVO-freie 
Regionen geworden. Die Frage, ob so genannte 
Koexistenz, also das Nebeneinander zum Beispiel 
von Gentech-Mais und biologischem, bzw. kon-
ventionellem Mais machbar oder erlaubt ist, wird 
wegen des möglichen wirtschaftlichen Schadens 
gestellt. Bei Auseinandersetzungen zwischen 
Bauern und Gentech-Industrie im Hinblick auf 
die Frage wer bei Kontaminierung haftet, ist klar 
zu antworten: die Verursacher.

Aus der Nische in die Kampfarena

Biolandbau und -konsum sind in der Gesell-
schaft angekommen – ein Menu aus guter Ernäh-
rung, gutem Geschäft und gutem Gewissen. Was 
fehlt, ist Nachhaltigkeit in der gesamten Lebens-
mittelwirtschaft zum Maßstab guter Agrarpoli-

tik zu machen. Es ist und bleibt verrückt, dass 
Verbraucher oft erheblich mehr für Bio- als für 
konventionelle Produkte zahlen müssen, obwohl 
sie sich selbst, der Gesellschaft und der Umwelt 
Belastungen und Kosten ersparen. Grüne Ernäh-
rungspolitik muss einfordern, dass nachhaltige 
Landwirtschaft nicht mehr Ausnahme sondern 
verbindliche Regel wird und damit die Belastun-
gen offen legen, die die industrielle Landwirt-
schaft der Gesellschaft aufbürdet. 

Mit einem vernünftigen Gleichgewicht zwi-
schen vielfältiger Pflanzenerzeugung, artgerech-
ter Tierhaltung, regionaler Verarbeitung und 
Vermarktung und lokaler Energie und Wärmeer-
zeugung ist ökologischer Landbau wirklich nach-
haltig, wettbewerbsfähig und multifunktional und 
erfüllt damit die wichtigsten Entwicklungsziele 
der EU, die Wettbewerbsfähigkeit auf globalisier-
ten Märkten zu steigern (Lissabon-Ziele), und das 
Nachhaltigkeitsprinzip in allen Bereichen anzu-
wenden (Göteborg-Ziele). Die Einhaltung gelten-
der Umweltgesetze an Zahlungen aus Brüssel zu 
knüpfen, ist mit der so genannten cross compli-
ance zwar erreicht, die Wirkung in der Praxis ist 
aber marginal, weil Mitgliedstaaten und Behör-
den sie als Wettbewerbsnachteil und Ausnahme 
von der Regel interpretieren. Nachhaltige Land-
wirtschaft und integrierte ländliche Entwick-
lungspolitik müssen raus aus der Nische in die 
agrarpolitische Kampfarena. 

Hannes Lorenzen ist Berater der Grünen im Ausschuss für Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung des EP. Er ist Mitbegründer und Förderer zahlreicher 
europäischer Netzwerke zu nachhaltiger ländlicher Entwicklung und zur Erhaltung 
der biologischen Vielfalt. Mit der Heinrich Böll Stiftung arbeitet er im Projekt Eco 
FairTrade Dialogue zu fairen Handelsbeziehungen, im CURE-Projekt (Convention 
on Sustainable Urban and Rural Europe) und zu nachhaltiger Entwicklung in den 
neuen Mitgliedstaaten und Beitrittsländern zusammen.
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 ...und wie es weitergehen soll…

Mitte der 1990er Jahre herrschte in Polen alles 
andere als Normalität. Es war spannend, da wir all 
die Dinge, Ideen und Organisationsformen ver-
wirklichen konnten, an die sich nie zuvor jemand 
herangewagt hatte. Oder zumindest waren wir der 
Ansicht, wir würden etwas völlig Neues schaffen. 
Erst später erkannten wir, dass wir das Rad, das 
just auf der anderen Seite der Oder bereits seinen 
Dienst tat, mehrfach neu erfunden hatten.

 
In meiner Heimatstadt Szczecin war dies die 

Zeit, in der es insbesondere für junge Menschen 
nichts Uninteressanteres als Politik zu geben 
schien. Allenthalben war man enttäuscht von der 
„Demokratie“: Die ersten „demokratischen“ Kor-
ruptionsskandale unter Beteiligung ehemaliger 
Solidarność-Gruppen und eine sich vertiefende 
Kluft zwischen Arm und Reich vermittelten den 
Menschen ganz allgemein das Gefühl, dass sie 
kaum Chancen auf Veränderungen hatten, selbst 
wenn sie sich politisch engagierten. Einige der äl-
teren Generationen pflegten zu sagen: „Wir haben 
uns 1981 engagiert, unser Leben hat sich dadurch 
aber nicht verbessert.“ Ob das der Wahrheit ent-
sprach oder nicht, ist unerheblich. Mehr als er-
heblich war jedoch, dass die Menschen von dieser 
Einstellung überzeugt waren, was wiederum Fol-
gen für die Realitäten im damaligen Polen hatte.

Ungeachtet dessen gab es eine Gruppe sehr 
junger Menschen, die weder 1981 noch 1989 aktiv 
gewesen waren und jetzt Veränderungen auf den 
Weg bringen wollten. Zusammen suchten wir 
nach neuen Möglichkeiten, unsere Vorstellungen 
zum Ausdruck zu bringen. Ich erinnere mich da-
ran, dass wir zu jener Zeit als AktivistInnen von 
Amnesty International in Szczecin eine Straßen-

aktion zum Gedenken an den siebten Jahrestag 
des Tiananmen-Massakers organisierten. Etwas 
später riefen wir den ersten echten Jugendstadtrat 
(als Beratungsgremium der kommunalen Behör-
den) ins Leben. Dass wir der Politik eine globale 
Perspektive verliehen, zur Schaffung eines neuen 
Bewusstseins aufriefen und eine Form der kom-
munalen Selbstbestimmung für junge Menschen 
schufen, war damals ein absolutes Novum. Erst 
vor kurzem wurde mir bewusst, wie unberührt 
das von uns beschrittene Terrain war.

Einige meiner Freundinnen und Freunde blie-
ben in Nichtregierungsorganisationen (NROs), 
einige andere, darunter ich selbst, begannen sich 
in der Unia Wolności (Union für die Freiheit) zu 
engagieren, der politischen Partei von Tadeusz 
Mazowiecki, des ersten demokratischen Premier-
ministers Polens, und der inzwischen verstorbe-
nen Führungspersönlichkeiten von Solidarność 
Bronisław Geremek und Jacek Kuroń. Zu jener 
Zeit war sie die einzige politische Partei, die sich 
auf ein sozialliberales Wertesystem berief und für 
Stabilität innerhalb der politischen Landschaft 
eintrat. Unia Wolności beteiligte sich an einer 
Regierung mit Solidarność und anderen, auf der 
rechten Seite des politischen Spektrums angesie-
delten Parteien. Für die damalige Parteiführung 
lag es auf der Hand, dass der Staat massiver Re-
formen bedurfte, deren gemeinsame Umsetzung 
mit den Postkommunisten jedoch selbst den tole-
rantesten Mitgliedern der Unia Wolności undenk-
bar erschien.

Ohne nun ein Urteil über die Notwendigkeit 
der damaligen Beteiligung der Unia Wolności an 
einer rechtsgerichteten Regierung fällen zu wol-

Bartek Lech

Ein steiniger Weg
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len, lässt sich dennoch behaupten, dass sich die 
Partei dadurch tiefgreifend verändert hat. Viele 
Mitglieder beschlich das Gefühl, nicht mehr zur 
Partei zu gehören. Die Idee der Unia Wolności als 
neue Form der politischen Meinungsäußerung, 
die sich grundlegend von der alten, gespaltenen 
und blutleeren politischen Szene unterschied, 
brach in sich zusammen und mit ihr die Partei. 
In der Folgezeit beschloss eine Gruppe von Akti-
vistInnen verschiedener Bürgerbewegungen die 
spätere Grüne Partei aufzubauen.

Einige Tage nach der Gründung der Grünen 
in Polen erhielt Magda Mosiewicz, die erste Vor-
sitzende der polnischen Grünen, Grüße und Gra-
tulationen von überall auf der Welt verstreuten 
Mitgliedern der Grünen. In einem der Grußbriefe 
der KollegInnen von Bündnis 90/Die Grünen hieß 
es sinngemäß: „Herzlichen Glückwunsch, Ihr 
habt einen langen und steinigen Weg vor Euch.“  
Sie behielten Recht, denn genau so kam es.

Ost und West – die wahren Unterschiede

Zweifellos entwickelten sich die grünen Par-
teien im Osten und Westen aufgrund des jewei-
ligen historischen und politischen Kontextes un-
terschiedlich. Dies liegt in der Natur der Sache. 
Meines Erachtens können wir uns in Diskussionen 
über grüne Parteien und beim Ost-West-Vergleich 
jedoch nicht stets auf die politisch bedingten Un-
terschiede berufen, zumal das Argument der „an-
deren Geschichte“ von einigen grünen Parteien 
Mittel- und Osteuropas dazu verwendet wird, um 
die Abkehr von einigen grundlegenden Punkten 
des politischen Programms der Grünen, wie zum 
Beispiel der Entmilitarisierung, zu rechtfertigen.

Bei der Suche nach Gründen für die gegen-
wärtig so unterschiedlichen Ausprägungen der 
Grünen sollte man die Übergangszeit der 1990er 
Jahre in den Blick nehmen, da zu jener Zeit die 
meisten die grünen Parteien des Ostens benach-
teiligenden Faktoren ihren Ursprung haben: 
Wahlgesetze, nach denen nur die bereits in den 
Parlamenten, den Stadt- oder Regionalräten ver-
tretenen Parteien eine Chance auf Erfolg haben, 
kurzsichtige Regelungen zur Finanzierung politi-
scher Gruppierungen, nach denen diejenigen be-

vorzugt werden, die das Justizwesen kontrollieren 
und dem „Big Business“ nahe stehen, sowie der 
einseitige Zugang zu den Medien. All diese Geset-
ze gehen auf die 1990er Jahre zurück. Nun könnte 
eingewandt werden, dass es in der Europäischen 
Union viele verschiedene Demokratiemodelle 
gibt, dass wir unterschiedliche Regelungen zur 
Wahl der VolksvertreterInnen anwenden, dass 
sich das politische System Großbritanniens von 
dem der Tschechischen Republik unterscheide, 
dass sich die Parteienfinanzierung in Deutsch-
land anders vollziehe als in Schweden usw. Der 
springende Punkt hinsichtlich der das politische 
Leben Polens regelnden Gesetze ist – und ich gehe 
davon aus, dass Polen damit im Osten nicht allein 
dasteht – dass sie kein Ausdruck eines freien, de-
mokratischen Entscheidungsprozesses sind, son-
dern als Resultat der während der Übergangszeit 
herrschenden Ängste gelten können.

Zum Aufbau einer stabilen Regierung wurden 
damals schwer überwindbare Hürden für den 
Einzug in die Parlamente eingeführt. Gleichzei-
tig nahm man fragwürdige Finanzierungsquellen 
zur Förderung aufstrebender Unternehmen zum 
Anlass für ein Gesetz, das Parteienfinanzierung 
durch den privaten Sektor verbot. Aus Angst vor 
internationaler Beeinflussung beschloss man, 
Geldtransfers aus dem Ausland an die politischen 
Parteien zu unterbinden. Dabei handelte es sich 
um Gesetze mit Übergangscharakter, die auf-
grund des Misstrauens in die Gesellschaft und in 
die Vernunft ihrer demokratischen Entscheidun-
gen verabschiedet wurden. Es ist an der Zeit, viele 
dieser Gesetze wieder abzuschaffen und der Be-
völkerung endlich Vertrauen entgegenzubringen.

Ohne solche strukturellen Veränderungen 
und ohne ein echtes Engagement, diesen letzten 
Schritt des demokratischen Wandels zu vollzie-
hen, wird das Fortbestehen der Grünen Parteien 
im Osten stets gefährdet sein, und Gleiches gilt 
für alle Gruppierungen, die sich 1989 auf keiner 
Seite der Barrikaden, Verhandlungstische oder 
Gesprächsrunden positioniert hatten. Die Einlei-
tung dieser Veränderungen muss dabei aus der 
Mitte Polens und aller anderen Länder erfolgen, 
die sich dem Problem des eingeschränkten Zu-
gangs zum politischen Leben gegenübersehen. 
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Dies bedeutet nicht, dass von Seiten der Europäi-
schen Union nicht zahlreiche Anreize geschaffen 
würden, solche Veränderungen von außen zu 
initiieren. Durch die Möglichkeit des EU-weiten 
Vergleichs lassen sich die Schwächen einiger 
Staaten deutlicher herausheben. Der Mangel an 
politischer Offenheit in den östlichen Staaten der 
EU ist eine dieser Schwächen, die von den politi-
schen Führungskräften anderer Länder als solche 
anerkannt werden sollte.

Europa

Das Projekt der europäischen Einigung ist 
und bleibt die treibende Kraft zahlreicher Bewe-
gungen und Initiativen in Ost und West. In den 
1990ern bestand darin das Ziel und die Idealvor-
stellung in Osteuropa.

Es regte die Grünen in Polen dazu an, eine 
Kampagne für die Zustimmung zum EU-Refe-
rendum 2003 ins Leben zu rufen und am 29. Mai 
2005, dem Tag des Referendums zur Europäi-
schen Verfassung, ein Sit-in mit einem Transpa-
rent mit der Aufschrift „Dites OUI!“ (Sagt JA!) vor 
der französischen Botschaft zu veranstalten. Zu 
jener Zeit, als die Erweiterung bei der Bevölke-
rung der EU-Mitgliedsstaaten auf nur wenig Ge-
genliebe stieß, leisteten die Grünen Parteien in 
Ost und West hervorragende Arbeit.

Mittlerweile haben sich die Zeiten geändert. 
Die Länder Osteuropas haben ihre Aufnahme-
prüfung erfolgreich absolviert, und nun geht es 
um die Entwicklung optimaler Verhaltensstrate-
gien angesichts der neuen Situation.

Die Grünen gehörten stets zu den pro-euro-
päisch eingestellten Gruppierungen in Mittel- 
und Osteuropa. Auch wenn ich einige der Gründe 
für die Ablehnung der EU-Mitgliedschaft seitens 
unserer schwedischen KollegInnen nachvollzie-
hen kann, zumal die schwedischen Umweltstan-
dards schließlich wesentlich besser sind als die 

von Brüssel vorgegebenen, sollten die Menschen 
sich darüber im klaren sein, dass ohne die Euro-
päische Union die Via-Baltica-Autobahn1 quer 
durch unberührte Waldgebiete Polens verlaufen 
würde, dass Angriffe gegen Homosexuelle weiter-
hin nicht geahndet würden und dass die Ostsee in 
einem noch weitaus schlimmeren Zustand wäre, 
als dies heute der Fall ist. Dies sollte man sich vor 
Augen führen, wenn man leichtfertig NEIN zur 
EU sagen möchte.

Die Debatte um die EU-Verfassung, die un-
sere Parteien in ganz Europa beschäftigt hatte, 
hat uns insofern geschwächt, als wir selbst einen 
schweren Aderlass hinnehmen mussten. An-
dererseits konnten wir uns auf eine Strategie im 
Hinblick auf die EU einigen: Die unserer Meinung 
nach sehr guten und die weniger guten Beschlüs-
se zu spezifischen Themen sollten ausbalanciert 
werden, ohne daraus jedoch eine Debatte über 
die Europäische Union insgesamt zu machen. So 
sind wir zwar beispielsweise gegen eine Libera-
lisierung von Dienstleistungen des öffentlichen 
Interesses sowie gegen Sozialdumping. Wenn 
dahingehende Schritte jedoch auf EU-Ebene ein-
geleitet würden, so wäre das für mich kein Grund, 
der EU insgesamt den Kampf anzusagen. Den 
Kampf für die Einführung des Antidiskriminie-
rungsgesetzes beispielsweise, welches in vielen 
EU-Ländern bereits existiert, können wir doch 
nicht aus dem Grund aufgeben, weil das Gesetz 
auf europäischer Ebene ausgearbeitet und von 
Brüssel durchgesetzt wurde!  

Ich bin überzeugt davon, dass die breite 
Mehrheit der Grünen in Europa diese Einschät-
zung im Hinblick auf die EU teilt.

Gemeinsame Räume

Die Europäische Union wurde in den meis-
ten osteuropäischen Mitgliedsstaaten als Chan-
ce zur wirtschaftlichen Entwicklung präsentiert. 
Dies spiegelt sich auch in der sich verändern-

1	 Bei der Via Baltica handelt es sich um eine geplante Autobahn im Nordosten Polens als Teil des europäischen 
Verkehrskorridors. Gemäß der ursprünglichen Planung sollte sie durch die polnischen Natura-2000-Gebiete führen. 
Zahlreiche NGOs kämpften viele Jahre lang gegen das Vorhaben, welches schließlich von der Europäischen Kommission 
gestoppt wurde, indem sie Polen im Jahr 2007 vor den Europäischen Gerichtshof brachte.
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den Unterstützung der polnischen Bevölkerung 
für die EU wider, die nach der Erweiterung von 
2004 insbesondere in ländlichen Gegenden an-
wuchs und im Gegenzug in den städtischen 
Ballungsräumen abnahm. Mit anderen Worten 
stieg die Anzahl der EU-Befürworter in den Re-
gionen an, die schneller und unmittelbarer von 
den Fördermaßnahmen der EU profitierten. Um 
Missverständnissen vorzubeugen: Es ist nichts 
dagegen einzuwenden, dass die EU als Quelle 
des Wohlstands dargestellt wird. Dass sie jedoch 
nicht als Instrument politischer Solidarität und 
als Ursprung demokratischer Normen und Wer-
te präsentiert wird, kann andererseits durchaus 
als problematisch gelten. Des Weiteren werden 
sämtliche Versuche einer Einflussnahme „von 
außen“ von den meisten auf nationaler Ebene 
agierenden politischen Parteien als Angriff der 
EU auf den Staat selbst gewertet. Dies ist der 
falsche Weg!  Einflüsse „von außen“ sollten will-
kommen geheißen werden, da das Motto „Das 
geht nur uns etwas an“ heute nicht mehr tragfä-
hig ist. Die Verletzung von Umweltnormen in an-
deren Ländern Europas betrifft uns beispielswei-
se sehr wohl, und Gleiches gilt für den Beschluss 

kommunaler Behörden zum Verbot eines Chris-
topher Street Days.

Die größte zu überbrückende Kluft tut sich 
hierbei zwischen der öffentlichen Debatte auf na-
tionaler und auf europäischer Ebene auf. Letztere 
ist viel schwächer ausgeprägt, obgleich wir alle 
von der Schaffung eines EU-weiten öffentlichen 
Bewusstseins stark profitieren würden. Die na-
tionalen Identitäten der großen Länder Europas 
sind nach wie vor stark ausgeprägt und blockie-
ren die Entstehung eines gemeinsamen politi-
schen Raums in der EU.

Zur Förderung einer europaweiten öffentli-
chen Debatte bedarf es zudem einiger Anstren-
gungen innerhalb unserer Parteien, damit die auf 
die jeweilige Nation beschränkten Sichtweisen 
endlich der Vergangenheit angehören. Die Grü-
nen können in Europa nur als eine von Nationa-
litäten losgelöste Bewegung wirken. Ein ernstzu-
nehmender Hemmschuh hierfür ist die Art und 
Weise, wie europäische Politik vonstatten geht. 
Europawahlen auf der Grundlage der einzelnen 
Mitgliedsstaaten gehören zu den größten Feh-
lern des europäischen Projekts. Sie erschweren 
die Nachvollziehbarkeit der Funktionsweisen der 
EU und berauben die Europawahlen ihres euro-
päischen Charakters. Wir sollten uns verstärkt für 
die Einführung EU-weiter oder zumindest grenz-
überschreitender regionaler Listen einsetzen. Die 
Schaffung internationaler Listen der Grünen ist 
ein Grundpfeiler, der tief in der Identität der Grü-
nen verankert sein sollte. 

Der Mehrwert einer solchen internen Strate-
gie besteht nicht nur in ihrem Beitrag zur Förde-
rung einer europaweiten öffentlichen Debatte, 
sondern auch in der Unterstützung der grünen 
Parteien, die keine Vertreter in die nächsten 
Europawahlen entsenden werden und deren 
Erfolgsaussichten gering sind. An dieser Stelle 
sei das Beispiel des deutsch-tschechischen EP-
Abgeordneten Milan Horác ˇek genannt: Ich bin 
überzeugt davon, dass sein Einzug ins Europäi-
sche Parlament als Kandidat der Liste von Bünd-
nis 90/Die Grünen für die Weiterentwicklung der 
Grünen in der Tschechischen Republik sehr för-
derlich war. 

Gay Pride in Brüssel

Gay Pride in Poznan ’
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Die Europäische Grüne Partei (EGP) fungiert 
gemäß ihrem Mandat als Bindeglied der Arbeit 
der nationalen grünen Parteien im Sinne eines 
gemeinsamen europäischen Auftrags. Sie könnte 
bei der Förderung der Internationalität der Grü-
nen eine Vorreiterrolle spielen, indem sie die Par-
teien dazu ermuntert, im Zuge der Europawahlen 
auch KandidatInnen aus dem Ausland auf ihre 
Wahllisten aufzunehmen. 

Die Institutionalisierung der Grünen

Viele grüne Parteien Europas und insbe-
sondere die jungen Grünen beschäftigen sich 
mit der Frage, ob die Grünen sich als Bewegung 
stärker institutionalisieren sollten. Es lässt sich 
nicht leugnen, dass Institutionen und Organisa-
tionen für unsere Bewegung eine entscheidende 
Rolle spielen!  Dies ist nicht als solches proble-
matisch. Ich bin sogar davon überzeugt, dass die 
Institutionen als Organisationsform auch eine 
angemessene Vertretung der Interessen der Akti-
vistInnen gewährleisten. Und genau darin sollte 
unser wichtigstes Ziel liegen: Eine verbesserte 
Funktionsweise der Institutionen der Grünen, die 
insbesondere für diejenigen, die in den Instituti-
onen vertreten werden, absolut nachvollziehbar 
und klar ist.

Um die Arbeitsweise der Institutionen trans-
parenter zu machen, sollte den AktivistInnen 
der Grünen u. a. unmissverständlich vor Augen 
geführt werden, worin die Rolle der Grünen/Eu-
ropean Free Alliance im Europäischen Parlament 
sowie der EGP und der Jungen Europäischen Grü-
nen besteht und welche Aufgaben von welchen 
Gruppen erledigt werden.

Eine weitere zu stärkende Komponente der 
grünen Institutionen ist die Art und Weise ihrer 
Zusammenarbeit untereinander. Aktionen auf 
unterschiedlichen politischen Einflussebenen 
stellen das größte Hemmnis für eine gute Zu-
sammenarbeit dar, was auch bei den Grünen 
der Fall ist. Wir müssen uns zum Ziel setzen, die 
Relevanz der EGP für die Arbeit der Grünen im 
Europäischen Parlament aufzuwerten. Zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt leisten die EPG und die 
parlamentarische Fraktion der Grünen viel Par-

allelarbeit zu identischen Aufgaben, jedoch mit 
unterschiedlichen Herangehensweisen. Gemäß 
dem Auftrag der Mitglieder hat sich die Fraktion 
der Grünen auf die Fahnen geschrieben, die EU-
Gesetzgebung mitzugestalten und grüne Ideen in 
diese einfließen zu lassen, während die EGP die 
Aufgabe der Organisation und Vernetzung in-
nerhalb der Bewegung übernommen hat. Wenn-
gleich dieser Ansatz richtig ist, könnte doch mit 
Hilfe verbesserter Zusammenarbeit noch viel 
mehr erreicht werden.

Um auf wirksame Weise größeren Einfluss zu 
erlangen, ist es angezeigt, das politische Gewicht 
der Grünen Fraktion und die Vernetzungskapazi-
täten der EGP miteinander zu verbinden, um real 
etwas zu bewirken und das politische Programm 
der Grünen auf europäischer, nationaler und lo-
kaler Ebene voranzubringen. Im Zuge dessen 
erhielte unsere Arbeit auch mehr Kohärenz. Der 
erste Schritt in diese Richtung bestünde darin, die 
Bedeutung der EGP für die Mitgliedsparteien zu 
erhöhen, wenn es um politische Aktivitäten – ins-
besondere um solche, bei denen die Grünen fe-
derführend sind – auf europäischer Ebene geht.

Darüber hinaus sind die Grünen im Euro-
päischen Parlament und die EGP auf die Grüne 
Jugend angewiesen und Gleiches gilt auch umge-
kehrt: Ihre Zusammenkünfte sollten sich auf der 
Grundlage respektvoller Beziehungen und der 
Anerkennung des gegenseitigen Wertes für die 
Partei insgesamt vollziehen. Die Weiterentwick-
lung der Partei muss von allen Seiten mitgetragen 
werden. Dabei muss die unverzichtbare Rolle der 
Jugend und ihre dauerhafte und anerkannte Prä-
senz in allen Bereichen der Partei, einschließlich 
des vor kurzem geschaffenen Green European In-
stitute, besonders hervorgehoben werden. Ohne 
die Einbeziehung der Jugend sind Bildung und 
Nachwuchsarbeit zum Scheitern verurteilt. Ohne 
Bildung und Nachwuchsarbeit sind die Grünen 
zum Scheitern verurteilt.

Dreh- und Angelpunkt Jugend

Für Menschen, die sich mit dem politischen 
Programm der Grünen identifizieren, gibt es viel-
fältige Gründe, in den grünen Parteien aktiv zu 
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werden. Außerdem verändern sich diese Gründe 
mit der Zeit. Als die Grünen in Polen gegründet 
wurden, waren einige von uns der Überzeugung, 
dass die tiefgreifenden gesellschaftlichen Verän-
derungen in Polen zu einer Revolution anwach-
sen würden und dass sich ein mit dem Jahr 1968 
in Westeuropa vergleichbarer Wandel vollziehen 
könnte, dessen Schauplatz diesmal weiter östlich 
läge. Die Vorstellung einer Massenbewegung ver-
anlasste viele Menschen zur Mitarbeit am Aufbau 
neuer Strukturen.

Dies allein liefert jedoch nur eine unzurei-
chende Erklärung. Abgesehen von der Identifi-
kation mit einer Sache schließen sich viele junge 
Menschen bestimmten Organisationen an, da sich 
ihnen sodann zahlreiche Möglichkeiten eröffnen: 
Man denke an die Weiterbildung und den Ausbau 
von Fähigkeiten, wodurch wiederum die Chan-
cengleichheit sowie gerechte und offene Wege der 
Selbstverwirklichung gefördert werden. Für uns 
als Grüne scheint es dabei am wichtigsten, Wege 
für ein Engagement auf vielfältige Art und Weise 
und auf unterschiedlichen Ebenen aufzuzeigen, 
etwa beim Verfassen von Büchern oder politischen 
Schriften, bei der Organisation von Veranstaltun-
gen, durch Lobbyarbeit, die Erstellung einer Inter-
netseite usw. Dies sind nur einige wenige Bereiche, 
in denen wir jungen Menschen die Möglichkeit 
zum Lernen und Arbeiten geben können.

Ich möchte die unterschiedlichen Gründe für 
ein Engagement in politischen Parteien hier nicht 
bewerten, denn jede/r wird dies für sich selbst fest-
legen müssen. Ich konnte jedoch feststellen, dass 
man sich zur Erhöhung der Anzahl junger Mitglie-
der in unseren Parteien und somit zur Schaffung ei-
ner ausgewogenen Altersstruktur innerhalb der po-
litischen Gruppen und Fraktionen stets vor Augen 
führen muss, dass gute Inhalte alleine nicht ausrei-
chen, um junge Menschen von einem Mitwirken in 
politischen Bewegungen zu überzeugen. Ebenso 
wichtig sind eindeutige Chancen für die Mitglieder, 
etwas dazuzulernen und sich weiterzuentwickeln.

Prioritäten ja, Eindimensionalität nein

Viele Mitglieder der Grünen hatten vor ihrem 
Eintritt in die Partei zunächst keinen ökologi-

schen Hintergrund. Instinktiv war ihnen natürlich 
bewusst, dass Umweltschutz gut und wichtig ist. 
Es gilt sogar als „cool“, durch den Beitritt zu einer 
politischen Partei die Möglichkeit zur Vertiefung 
einer neuen Thematik zu erhalten, es ist ganz 
einfach spannend. Eine der ersten Aktionen der 
Grünen in Warschau zielte auf die Verkehrspoli-
tik sowie die Umweltverschmutzung ab, für die 
die damalige Regierung verantwortlich war. Nur 
wenige Wochen später gehörten wir zu den Ver-
anstaltern des „illegalen“ Christopher Street Days 
in Warschau. Dadurch konnte das veranschau-
licht werden, was die Grünen Parteien ausmacht: 
die Verbindung der Themen Umwelt, bürgerliche 
Freiheiten und soziale Fragestellungen.

Bisweilen erweist es sich als nützlich und zu 
bestimmten Zeitpunkten der Geschichte sogar als 
unabdingbar, einem dieser Bereiche die Priorität 
einzuräumen, um zum Beispiel dringliche Proble-
me zu lösen oder die absolute Lähmung der Ent-
scheidungsträger in bestimmten Angelegenheiten 
zu überwinden. Dies ist derzeit im Hinblick auf 
die so dringliche Problematik des Klimawandels 
der Fall. Man ist jedoch nur allzu leicht versucht, 
sich von einer bloßen Schwerpunktsetzung hin 
zur Eindimensionalität zu bewegen. Die Wah-
rung des Gleichgewichts muss jedoch unbedingt 
gewährleistet werden, und dies gilt insbesondere 
angesichts des wachsenden Interesses an der EU-
Politik. Es ist nun an uns, hervorzuheben, dass 
wir nicht nur für einen Problembereich Lösungen 
entwickeln, sondern eine kohärente Vision Eu-
ropas anbieten und die notwendigen politischen 
Maßnahmen auch umsetzen können.

Die bürgerlichen Freiheiten stehen unter Be-
schuss. Die Bedrohung durch den Terrorismus 
hat dazu geführt, dass sich Abgeordnete mehr-
heitlich für eine Beschneidung der bürgerlichen 
Rechte aussprechen. In Großbritannien geschah 
dies beispielsweise durch den Vorschlag zur Ein-
führung eines Personalausweises und den Be-
schluss über einVersammlungsverbot in der Um-
gebung des Parlaments. Überall in Europa gleicht 
das Einsteigen in ein Flugzeug dem Eindringen 
in eine Festung, und das Sammeln biometrischer 
Daten ist zum Standardverfahren geworden. 
Wenn diese Maßnahmen nur wirklich zur Sicher-
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heit beitrügen!  Stattdessen wächst das Gefühl der 
Unsicherheit stetig an.

Auch der Kampf der Minderheiten um Aner-
kennung und Achtung sowie gegen Diskriminie-
rung erreicht in den Ländern der EU allmählich 
den Punkt, an dem zur Lösung von Konflikten auf 
Gewalt zurückgegriffen wird und keine Diskussi-
onen an den bewährten Schauplätzen demokrati-
schen Lebens mehr stattfinden. In vielen Ländern 
ist das mangelnde Engagement zur Einbeziehung 
der Minderheiten in die Debatte als problema-
tisch zu erachten. Aktuelle Beispiele liefern die 
Beschränkung der Versammlungsfreiheit, wie sie 
bei Demonstrationen von Homosexuellen in den 
Ländern des Balkans oder des Baltikums ange-
wandt wird, oder die Duldung von Hasstiraden 
gegenüber Minderheiten als gleichberechtigter 
Teil des öffentlichen Diskurses (in Polen gegen-
über sexuellen Minderheiten oder Juden, in Ita-
lien gegenüber den Roma).

Zweifellos sind die Grünen in Europa die Be-
wegung der bürgerlichen Freiheiten und wirken fe-
derführend im Kampf gegen Diskriminierung und 
Ausgrenzung mit. Wir müssen uns jedoch bewusst 
machen, dass diese Führungsrolle nicht naturge-
geben ist und wir uns auf unseren Lorbeeren nicht 
ausruhen dürfen. In diesen Problembereichen 
müssen wir uns stärker denn je engagieren, um 
Veränderungen zu bewirken und darüber hinaus 
zu verhindern, dass Teile unserer Bewegung ihre 
Interessen bei uns nicht mehr vertreten wissen.

Keine Versprechen

Als wir die Grüne Partei Polens im Jahr 2003 
gründeten und in der Bewegung der Grünen in 
Europa aktiv wurden, hatten wir alle keine Ah-
nung, wie schwierig sich unser Weg gestalten 
würde. Mit einem Lächeln auf dem Gesicht und 
voller Optimismus waren wir wild entschlossen, 
frischen Wind in die politische Szene Polens zu 
bringen. Es erübrigt sich, zu erwähnen, dass wir 
nicht all unsere ursprünglich formulierten Ziele 
erreicht haben, geschweige denn den tiefgreifen-
den Wandel bewirkt hätten, der für das öffentli-
che Leben Polens nach wie vor so notwendig ist. 
Damals glaubten wir jedoch fest daran, all dies 
zu erreichen, was uns die Kraft zum Weiterma-
chen gab und auch zu einigen guten Ergebnis-
sen führte.

Der Aufbau Grüner Parteien im Osten, ihre 
programmatische Ausrichtung und die gemein-
same Verwaltung der Mittel, die Verbesserung 
der Chancen auf Wahlerfolge, die Einbindung der 
Jugend in ihre Arbeit, die Anpassung der Institu-
tionen der Grünen, die Anregung einer europa-
weiten öffentlichen Debatte, das gleichermaßen 
starke Engagement gegen den Klimawandel und 
für bürgerliche Freiheiten – all dies ist alles ande-
re als leicht zu bewältigen.

Es hat uns allerdings auch niemand verspro-
chen, dass es einfach werden würde.
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am Europazentrum der Universität Warschau. Bartek trat der grünen Partei Polens 
direkt nach ihrer Gründung bei und engagierte sich in der europäischen grünen 
Bewegung.  Er war Mitglied verschiedener politischer Organe der polnischen Grünen 
und dort für Europapolitik verantwortlich. Seit 2004 hat er sich als Mitarbeiter 
der Grünen/EFA im Europäischen Parlament mit Kampagnen zur Europäischen 
Verfassung und der Dienstleistungsrichtlinie befasst und Aktionen zum Via 

Baltica Problem in Polen koordiniert. Bis Anfang 2008 war er Vorstandsmitglied der Föderation der 
Europäischen Jungen Grünen.
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Rezepte aus der jungen grünen Küche

Meine Beziehung zu den Grünen begann erst, 
als ich Mitte zwanzig war. Davor hielt mich mein 
Glauben an radikalere Formen der direkten Akti-
on und der Selbstorganisation von jeglicher Form 
institutioneller Politik fern. Mit der Reclaim the 
Streets-Bewegung blockierten wir Straßen in gro-
ßen Städten und setzten dem lauten Verkehr noch 
lautere Street Raves entgegen. Am internationalen 
Kauf-Nix-Tag verteilten wir Spielgeld in Einkaufs-
meilen mit der Botschaft, dass man durch Kon-
sumverzicht Geld verdienen kann. Hausbesetzun-
gen wurden als soziale Pflicht angesehen.

Ich hatte jedoch zunehmend das Gefühl, 
dass direkte Aktionen nicht genügten, um weit-
reichendere Perspektiven zu schaffen. Vielleicht 
war etwas Wahres an dem oft karikierten Gegen-
satz, außerhalb und damit auf der richtigen Seite 
zu stehen, gleichzeitig aber marginalisiert zu sein 
oder das System effektiver von innen heraus zu 
verändern und sich dabei die Hände schmutzig 
zu machen. Nach Jahren politischer Heimatlosig-
keit trieb mich diese Erkenntnis direkt in die Arme 
der Grünen. Zunächst war ich eine klassische 
Karteileiche, was sich jedoch radikal änderte, als 
ich Koordinatorin bei der Federation of Young Eu-
ropean Greens (FYEG) wurde. Meine neue Arbeit 
sog mich unerbittlich in das grüne Universum. 

Politischer Aktivismus und aktivistische 
Politik

Natürlich spielte mein aktivistischer Hinter-
grund eine wichtige Rolle dabei, dass die Grünen 
mein politischer Zufluchtsort wurden. Ihre akti-
vistischen Wurzeln sind legendär. Die Geschich-
te, wie sich diese Partei aus der gegenseitigen 
Befruchtung verschiedener sozialer Bewegun-
gen und Umweltbewegungen entstand, liest sich 
wie ein richtiggehender Entstehungsmythos. Die 

Frage ist, inwieweit wir es geschafft haben, diese 
organische Verbindung zu den Basisbewegungen 
aufrecht zu erhalten. Es ist schwierig, diese Fra-
ge eindeutig zu beantworten. Der oft geäußerte 
Vorwurf, die Grünen seien zu stark institutiona-
lisiert und hätten den Kontakt zur Basis verloren, 
ist mittlerweile eine Art Klischee. Der Großteil der 
Arbeit der Grünen basiert noch immer auf der Ar-
beit von NROs, und direkte Aktionen sind auch 
heute noch ein wichtiger Teil unserer politischen 
Aktivitäten. 

Gleichzeitig zeigen sich aber auch Tenden-
zen einer Über-Institutionalisierung, die den 
Charakter grüner Politik verändert haben. Die 
Grundprinzipien der regelmäßigen Rotation 
und der Nicht-Kumulierbarkeit von Mandaten 
werden immer häufiger verletzt. Das Phänomen 
einer grünen politischen Karriere, was einen Wi-
derspruch in sich darstellen sollte, ist Realität 
geworden. Die Vormachtstellung gewählter Re-
präsentanten innerhalb vieler grüner Parteien 
ist unbestritten. Außerdem werden die Grünen 
von der Mehrzahl heutiger sozialer Bewegun-
gen nicht mehr als ihr wichtigster politischer 
Verbündeter betrachtet. Natürlich trägt das 
NRO-Prinzip der politischen Neutralität ent-
scheidend dazu bei, dass diese Organisationen 
sich von jeglicher engen Verbindung zu politi-
schen Parteien fernhalten. Unter strategischen 
Gesichtspunkten ist es folgerichtig, dass sie sich 
nicht den Zugang zu Allianzen mit stärkeren po-
litischen Akteuren verbauen wollen. Außerdem 
muss man berücksichtigen, dass die Bewegun-
gen, aus deren Mitte die Grünen hervorgingen, 
inzwischen selbst weniger sichtbar und frag-
mentierter sind. Heutzutage sind sie nur kleine 
Steine im großen Mosaik der Interessengruppen 
und Initiativen, die um Aufmerksamkeit und po-
litischen Einfluss konkurrieren. Dies lässt leicht 
den Eindruck entstehen, sie würden von den 
Grünen vernachlässigt. 

Judith Verweijen

Rezepte aus der jungen grünen Küche
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Dennoch kann ich mich des Eindrucks nicht 
erwehren, dass die grünen Parteien heute einige 
Anstrengungen unternehmen müssen, um in aus-
reichendem Maße mit der Welt außerhalb der Po-
litik verbunden zu bleiben – dies geschieht nicht 
mehr „organisch“. Ich habe „Aktionen“ grüner 
Parteien erlebt, die des Namens der Partei nicht 
würdig waren und sogar diejenigen beleidigten, 
für deren Rechte sie eintreten sollten. Obgleich 
es sich dabei um unglückliche Ausnahmen han-
delte, sind öffentliche Aktionen der Grünen heute 
regelmäßig mehr durch Medienwirksamkeit als 
durch ihren intrinsischen Wert motiviert. Außer-
dem muss man sich fragen, ob der Aufbau und 
die Mentalität heutiger grüner Parteien förderlich 
für die Basisarbeit ist. Investieren wir genug in die 
Arbeit auf Stadtteilebene? Kooperieren wir struk-
turell mit Organisationen von MigrantInnen? 
Sind wir auch an vorderster Front dabei, wenn es 
um weniger medienwirksame Aktivitäten geht?  
Sind wir in der Lage, mit unterschiedlichen ge-
sellschaftlichen Gruppen zu kommunizieren?  

Es lässt sich nicht leugnen, dass heutige 
grüne Parteien in erster Linie Wahlpolitik be-
treiben, auf jeden Fall aus der Sicht der Young 
Greens. Die FYEG ist ein Zusammenschluss von 
Jugendorganisationen grüner Parteien und par-
teilich nicht gebundener Jugendorganisationen. 
Die Hybridität dieses Gebildes trägt zur Balan-
ce zwischen Parteipolitik und direkter Aktion 
bei. Einige Organisationen junger Grüner, die 
mit grünen Parteien verbunden sind, befassen 
sich explizit nicht mit Parteipolitik. Diese Ent-
scheidung trafen sie nicht nur, weil sie weniger 
Zugang zu institutionalisierter Politik haben, 
sondern auch weil sie das Gefühl haben, dass 
politische Arenen jenseits der eigenen Partei von 
den Grünen zunehmend vernachlässigt werden. 
Diese Entwicklung ist bedauerlich, weil es ei-
gentlich keine klare Arbeitsteilung geben sollte 
zwischen denen, die in Institutionen arbeiten 
und denen, die sich mit außerinstitutionellen 
Aktivitäten befassen. Die Einheit dieser beiden 
Dimensionen ist ein Kernstück des grünen Poli-
tikverständnisses. Es ist die Rückbesinnung auf 
diese Einheit, die grüne Politik zukunftsfähig 
und zu mehr als einer Parteipolitik mit aktivisti-
schem Anstrich macht. 

Der Traum von einer postnationalen 
grünen Bewegung

Um politisch relevant zu bleiben, ist es min-
destens genau so wichtig, die Grünen zu einer 
starken europäischen politischen Kraft zu ma-
chen. Strukturen und Mentalitäten sind noch 
tief im nationalstaatlichen Denken verwurzelt, 
und wir verfügen bisher über keine wirkungs-
vollen Instrumente zur Schaffung eines Raumes 
für eine paneuropäische grüne Interaktion. Zwar 
gibt es die European Green Party, aber jedeR De-
legierte ist durch die Perspektive und Politik der 
jeweiligen nationalen Partei eingeschränkt. Dies 
erschwert es ihnen, unkonventionelle Ideen und 
Standpunkte, innovative Denkansätze und ein 
neues Identitätsgefühl zu entwickeln. 

Ein Sturm innovativer Ideen ist hingegen 
beinahe ein Standardelement der Seminare und 
Treffen der FYEG: Jeder, der an einer der Aktivitä-
ten der Young Greens teilnimmt, beteiligt sich dort 
als Individuum und nicht als VertreterIn einer na-
tionalen Partei oder sonstigen Interessengruppe. 
Diese Freiheit von Repräsentation und von der 
Last der Parteipolitik ist der Kreativität und der 
Entwicklung einer stärkeren gemeinschaftlichen 
Identifikation  über die Grenzen von National-
staaten oder der Europäischen Union hinaus sehr 
zuträglich. Die Bedeutung des persönlichen und 
informellen Austauschs für die Identifikation 
sollte nicht unterschätzt werden. In diesem Sinne 
ist es keine Übertreibung zu behaupten, dass die 
FYEG ein wichtiger Katalysator für die Entwick-
lung einer postnationalen grünen Identität ist. 

Auch die Grüne Fraktion im Europäischen 
Parlament ist noch fest im nationalstaatlichen 
Denken verhaftet, obwohl ihr erklärter Wille ist, 
ein vorbildlicher europäischer politischer Akteur 
zu sein. Obgleich sich dies zum Teil aus dem der-
zeitigen europäischen Wahlsystem erklärt, han-
delt es sich dennoch um eine verpasste Chance. 
Es ist bezeichnend, dass viele grüne Abgeordnete 
im europäischen Parlament nur Staatsangehöri-
ge ihrer Herkunftsländer als AssistentInnen oder 
sogar PraktikantInnen beschäftigen. Außerdem 
könnte das Engagement für transnationale Listen 
bei Europawahlen wesentlich größer sein. Wäh-
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rend die Grünen tatsächlich die Ersten waren, die 
einen gesamteuropäischen Wahlkampf führten, 
bleibt ihr Einsatz, eine europäische Partei zu wer-
den, insgesamt halbherzig. Einen europaweiten 
politischen Raum zu schaffen erfordert eine kon-
tinuierliche Anstrengung, besonders außerhalb 
von Wahlen und Parteipolitik. Leider sind diese 
Anstrengungen bisher sehr zaghaft geblieben. Sie 
haben dem Gesicht der Grünen zu einer dünnen 
Schicht europäischer Schminke verholfen, aber 
kein grünes europäisches Wesen geschaffen. 

Die europäischen Grünen: eine East-
Westside Story?

Abgesehen davon, dass die Fesseln der Par-
teipolitik und der Wählervertretung die Bildung 
neuer Identitäten behindert, stehen sie auch ei-
ner besseren Integration der osteuropäischen 
Grünen in das grüne europäische Universum im 
Wege. Dies steht in starkem Kontrast zu der FYEG, 
in der Young Greens aus Osteuropa regelmäßig 
die Mehrheit bei gemeinsamen politischen Ak-
tivitäten oder in organisatorischen Gremien bil-
den. Innerhalb der FYEG ist die „Kluft“ zwischen 
Ost und West zugleich irrelevant und relevant. 
Irrelevant, weil sich die Organisation aus Mitglie-
dern zusammensetzt, die in erster Linie als Indi-
viduen agieren, was ihre Nationalität zweitrangig 
macht. Ihr Hintergrund wird jedoch relevant bei 
der Analyse der spezifischen politischen Kontexte 
der Phänomene, die bei unseren Seminaren und 
Treffen diskutiert werden. 

Die erfolgreiche Entwicklung einer wahrhaft 
paneuropäischen grünen Familie hängt von der 
Schaffung neuer Austauschräume und -struktu-
ren ab und von einer gemeinsamen Anstrengung, 
eine europäische Dimension in bestehende Per-
spektiven zu integrieren. Die Grünen haben 
immer wieder betont, dass Europa mehr als die 
Europäische Union ist, aber wenn es uns nicht ge-
lingt, dies in unserer eigenen politischen Familie 
umzusetzen, verlieren wir an Glaubwürdigkeit. 
Darüber hinaus wird der wechselseitige Nutzen, 
den eine Stärkung der osteuropäischen Perspekti-
ve innerhalb der Grünen mit sich bringen würde, 
unterschätzt. Dabei sollte man nicht nur an das 
Wählerpotenzial denken, das osteuropäische Mi-

granten in Westeuropa darstellen, sondern auch 
die Lektionen über die Bedeutung lokaler Politik 
berücksichtigen, die osteuropäische Grüne dem 
Westen vermitteln können. Eine Rückbesinnung 
auf die Basis ist zugleich Voraussetzung und Re-
sultat eines Wandels der Grünen hin zu einer 
wahrhaft europäischen East-Westside Story. 

Mehr grüne Globalisierung

Das Gleiche gilt für die Bemühungen, die 
Grünen zu einer globalen politischen Kraft zu 
machen. Das Konstrukt eines globalen Zusam-
menschlusses grüner Parteien ist dazu verdammt, 
sich selbst seiner vitalen Kräfte zu berauben und 
zu westlicher Vorherrschaft zu führen, schlicht 
und einfach weil es auf anderen Kontinenten an 
grünen Parteistrukturen mangelt. In vielen Län-
dern erlaubt die politische Landschaft keine Bil-
dung starker grüner Parteien. Aus diesem Grund 
wurde entschieden, die Global Young Greens so 
zu organisieren, dass Jugendliche auch als Indi-
viduen beitreten können, um eine größtmögliche 
Einbeziehung zu gewährleisten. Auf diese Weise 
kann die Energie derer, die außerhalb politischer 
Schablonen agieren, ebenfalls genutzt werden. 
In einigen politischen Landschaften mag es die 
klügere Strategie sein, zunächst grünes Denken 
anstelle von grüner Parteipolitik zu fördern. 

Die Schwierigkeiten, welche die Suche nach 
Wegen globaler grüner Interaktion mit sich bringt, 
sollten uns nicht entmutigen, schließlich ist sie 
von entscheidender Bedeutung für die Zukunft 
der Grünen. Ob wir eine relevante politische Kraft 
bleiben, wird davon abhängen, ob es uns gelingt, 

Gay Pride in Zagreb
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eine globale Perspektive überzeugend in unser 
Denken und Handeln zu integrieren. Zugegeben, 
dabei handelt es sich um eine riesige Heraus-
forderung, der wir bisher nicht gerecht gewor-
den sind. Zwar ist internationale Solidarität ein 
zentraler Wert der Grünen, aber das wird nicht 
unbedingt deutlich, wenn man sich ansieht, wel-
che Aufmerksamkeit zum Beispiel die European 
Green Party globalen Themen beimisst. Entwick-
lungspolitik ist ein schmerzhaft abwesendes The-
ma in den meisten Debatten. Politikbereiche wie 
Sicherheit, Migration oder Umwelt haben eine 
ausgeprägte entwicklungspolitische Dimension, 
aber diese ist selten zentraler Punkt der Diskus-
sionen. In Bezug auf bewaffnete Konflikte bei-
spielsweise beschränken wir die entwicklungs-
politischen Aspekte nur allzu oft auf die Bereiche 
Konfliktprävention oder den Wiederaufbau nach 
Konflikten. Dadurch versäumen wir, den Einfluss 
humanitärer Hilfe auf Entwicklung in angemes-
sener Weise zu thematisieren. 

Außerdem wird in grünen Debatten das Span-
nungsverhältnis zwischen umwelt- und entwick-
lungspolitischen Zielen nicht ausreichend be-
rücksichtigt, zumindest nicht in der kurzfristigen 
Perspektive. Während außer Zweifel steht, dass 
langfristig eine globale soziale Gerechtigkeit Hand 
in Hand mit Umweltgerechtigkeit gehen muss, 
müssen wir uns darüber im klaren sein, das es 
dabei kurz- und mittelfristig zu Spannungen kom-
men kann. 

Problematisch für arme Länder ist zum Bei-
spiel die Forderung, dass alle Produkte, die auf 
den europäischen Markt gelangen, den Umwelt-
standards der EU entsprechen müssen. In gleicher 
Weise ist die Durchsetzung eines vollständigen 
Stopps der Entwaldung nur dann nicht schädlich 
für von der Holzwirtschaft abhängige Gemeinden, 
wenn alternative Quellen für Lebensunterhalt und 
Brennstoff zur Verfügung stehen. Unsere eigene 
„Entwicklung“ hatte großflächige Umweltzerstö-
rung und Deregulierung des Klimas zur Folge. 
Wir können versuchen, nachhaltigere Weisen der 
Produktion und des Konsums in armen Ländern 
zu fördern, aber in erster Linie durch finanzielle 
Anreize und Technologietransfer. Solange unser 
eigener „ökologischer Fußabdruck“ immens ist, 

können wir anderen nicht vorwerfen, dass sie un-
serem zerstörerischen „Fortschritt“ nacheifern. 

Wir sollten außerdem in unserer Politik den 
Internationalismus stärker betonen. Im Bereich 
der Sicherheit und der Regulierung des sozioöko-
nomischen Systems müssen wir weiterhin globa-
le Lösungen anstreben, trotz der entmutigenden 
Schwierigkeiten bei der Bildung ausreichend 
starker Koalitionen zur Durchsetzung dringend 
notwendiger Reformen. Es ist von zentraler Be-
deutung, dass wir hierbei visionär bleiben. „Act 
globally, think locally“ (Handle global, denke lo-
kal) ist genauso wichtig wie die umgekehrte Bot-
schaft. Diese verstärkte internationale Ausrich-
tung sollte Teil der grünen Selbstverpflichtung 
sein, eine wahrhaft globale Bewegung zu werden, 
vor allem auf der Ebene der Denkanstöße und 
der Sensibilisierung. Dazu können gelegentliche 
Treffen der Global Greens nur sehr bedingt beitra-
gen. Wir müssen die globale Perspektive systema-
tischer in unser Handeln integrieren. Zum einen 
bedeutet das eine andere Prioritätensetzung, zum 
anderen müssen wir kreative Lösungen finden, 
um Zusammenarbeit und Kommunikation inner-
halb einer größeren grünen Bewegung zu verbes-
sern. Das resultierende markantere globale Profil 
wird den Grünen insgesamt zu einer deutlicheren 
politischen Identität verhelfen. 

Grüne Moral: Fluch oder Notwendigkeit?

Das Thema globale Solidarität kann nicht 
isoliert vom verschwenderischen Konsumver-
halten der westlichen Welt gesehen werden. 
Dieses anzugehen führt unweigerlich zur Frage 

Aktion für Grundrechte in Wien
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nach einer grünen Moral. Wie werden wir die 
nötigen Veränderungen in Verhalten und Kon-
sumgewohnheiten herbeiführen, um unseren 
„ökologischen Fußabdruck“ drastisch zu verklei-
nern?  Setzen wir uns für Verbote ein oder ver-
lassen wir uns eher auf andere Anreize und mo-
ralische Überzeugungsarbeit?  Wie bringen wir 
unsere Aversion gegen unnötige Einmischung 
des Staates in Einklang mit der Notwendigkeit 
staatlicher Regulierung, die sich aus einer öko-
logischen Perspektive ergibt?  Und was noch 
wichtiger ist: Welche Bedeutung messen wir der 
menschlichen Entscheidungsfreiheit angesichts 
der Auswirkungen dieser Entscheidungen auf 
die Freiheit Dritter bei, sei es für heutige oder 
zukünftige Generationen? 

Verständlicherweise zögern viele Grüne, 
sich für weitreichende gesetzliche Regelungen 
wie beispielsweise ein Verbot von SUVs1 einzu-
setzen. Dies berührt grundsätzliche Fragen der 
Weltsicht, des Vertrauens in die Urteilsfähigkeit 
und das Verantwortungsgefühl der BürgerInnen. 
Ein anderer Aspekt der grünen Moral-Debatte ist 
die bevorzugte Strategie der Überzeugungsarbeit. 
Ausgehend von der Vorstellung, dass die Men-
schen in der Lage sind, „richtige“ Entscheidun-
gen zu treffen, wenn sie Zugang zu hochwertigen 
und umfassenden Informationen haben, wie 
überzeugen wir sie davon, dies auch zu tun?  Vie-
le Grüne argumentieren, dass es in hohem Maße 
kontraproduktiv sei, moralische Richtigkeit oder 
Überlegenheit für sich in Anspruch zu nehmen. 
Aus dieser Sichtweise sollte man sich nur in Aus-
nahmefällen einer moralischen Argumentation 
bedienen. Andere sind der Meinung, dass die 
Botschaft, die wir zu vermitteln versuchen, per 
se zutiefst moralisch sei. Deshalb könne ein be-
stimmtes Maß an moralischen Untertönen in der 
Debatte nicht vermieden werden. In jedem Fall 
ist es von entscheidender Bedeutung, dass die 
moralische Botschaft in der richtigen Art und im 
richtigen Tonfall vermittelt wird: Eine humorvol-
le Darbietung ist wesentlich genießbarer als ein 
schulmeisterlicher Ansatz.

Ich persönlich bin der Meinung, dass wir 
einen gewissen moralischen Unterton im grü-
nen Diskurs nicht vermeiden werden können, 
weil viele unserer Argumente moralischer Natur 
sind. Wenn wir die moralische Grundlage in den 
Hintergrund verbannen, werden wir zu einer Art 
Technokraten-Bewegung, die schnelle Lösungen 
für quantifizierbare sozioökonomische Probleme 
produziert. Das würde nicht nur gegen einige un-
serer Grundprinzipien verstoßen, wie zum Bei-
spiel gegen unsere Überzeugung, dass der Biodi-
versität per se ein hoher Wert innewohnt, sondern 
zudem unsere Attraktivität für Wähler gravierend 
vermindern. Für unser Image stellt das, was 
manchmal als das grüne Paradox bezeichnet 
wird, schon jetzt eine echte Herausforderung dar: 
dass wir einerseits die Freiheit der Entscheidung 
so hochhalten, während wir gleichzeitig, wenn es 
an Umweltfragen geht, für eine stärkere staatliche 
Regulierung eintreten. Moralische Fragen aus 
unserem Diskurs herauszuhalten, würde dieses 
Problem nur verschärfen. 

Fast Green Forward 

Einer meiner Beweggründe, den Grünen bei-
zutreten, lag in meinem Hintergrund in der Men-
schenrechtsbewegung. Während mir klar war, 
dass die Grünen die überzeugendste Menschen-
rechtsagenda haben, stellt sich das nach außen 
nicht immer so deutlich dar. In vielen Ländern 
gelten die Grünen immer noch als „Ein-Thema-
Partei“. Dies ist nicht nur eine falsche Darstellung 
der grünen Weltsicht, sondern auch eine unge-
nutzte Chance zum Schmieden neuer Bündnisse 
und der Gewinnung neuer WählerInnen. Des-
halb müssen wir unsere Arbeit und Aktivitäten zu 
Menschenrechten sichtbarer machen. Wir sollten 
uns insbesondere stärker für die Rechte der Roma 
und von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transse-
xuellen und Intersexuellen einsetzen, sowohl in 
West- als auch in Osteuropa. Außerdem müssen 
wir zu den Themen Migration und MigrantInnen-
rechte ein deutlicheres Profil entwickeln. Die in-
akzeptable Härte, mit der mit so genannten „sich 

1	 Sport Utility Vehicles sind bezüglich ihrer Motorisierung und des hohen Karosserieaufbaus Geländewagen ähnlich. Ihr 
Einsatz insbesondere in Städten, der in den letzten Jahren v.a. in Nordamerika zur Mode wurde, stieß wegen des hohen 
Spritverbrauchs und der erhöhten Risiken für andere Verkehrsteilnehmer auf verbreitete Ablehnung.
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illegal aufhaltenden Staatsangehörigen von Dritt-
staaten“ umgegangen wird, ist ein blinder Fleck 
in den Bemühungen um den Schutz der Men-
schenrechte in Europa. Gegen diese Verstöße und 
das ihnen zu Grunde liegende „Festung Europa“-
Szenario zu kämpfen, muss höchste Priorität auf 
der grünen Agenda sein. 

Die Glaubwürdigkeit unseres Gegenentwurfs 
hängt zu großen Teilen davon ab, in wie weit es 
uns gelingt, den von uns in Ehren gehaltenen 
Wert der Diversität in unseren eigenen Organisa-
tionen zu verankern. Wie kommt es, dass wir noch 
immer hauptsächlich eine Bewegung der weißen, 
städtischen, gutausgebildeten Mittelschicht sind, 
obwohl uns Diversität als hohes Gut gilt und wir 
uns bemühen, möglichst viele Bevölkerungs-
gruppen zu erreichen?  Es ist schwierig, die ge-
nauen Ursachen dessen zu bestimmen, was man 
als das Homogenitäts-Rätsel bezeichnen könnte, 
aber ich gehe davon aus, dass hier sowohl die 
Komplexität unserer Botschaft als auch falsche 
Kommunikationsstrategien sowie ein Mangel an 
ernsthaften Bemühungen eine Rolle spielen. Wel-

ches auch immer die tatsächlichen Gründe sein 
mögen: Der Schlüssel zum langfristigen Überle-
ben der Grünen liegt darin, unsere Anstrengun-
gen dabei zu verdoppeln, das zu werden, was wir 
verkörpern wollen. 

Diversität ist kein Luxus, den wir uns leisten 
oder nicht: In der Zukunft wird sie zu einer Frage 
des Überlebens. Ob die Grünen es schaffen, eine 
dynamische und einflussreiche politische Kraft 
zu bleiben, wird davon abhängen, wie es uns ge-
lingt, unsere Mentalität und unsere Strukturen 
einer sich ändernden Umwelt anzupassen. Wir 
Young European Greens haben manchmal das 
Gefühl, dass die Vitalität der Grünen nach und 
nach untergraben wird. Offenbar bedarf es neuer 
Energie für unsere politische Bewegung, vorzugs-
weise aus erneuerbaren Quellen. Diversität, eine 
stärkere Konzentration auf die außerinstitutio-
nelle Dimension und der Wandel zu einer pan-
europäischen und globalen Bewegung können 
als niemals erschöpfende Quellen grüner Energie 
dienen. Hoffentlich sind die Grünen dazu bereit, 
sie zu nutzen. 
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Baskenland. Während ihres Studiums der Konfliktforschung und Menschenrechte 
an der Universität von Utrecht spezialisierte sie sich auf die Schnittstelle von 
Menschenrechten, Reformen der Sicherheitsorgane und Demokratisierung in 
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Grüne Europapolitik in Deutschland hat 
schon ganz unterschiedliche Konjunkturen er-
lebt. Anfang der 1990er Jahre herrschte eine Zeit 
lang eine erhebliche Euro-Distanz vor. Sie ver-
steckte sich hinter der scheinheiligen Formel „Ja 
zu Europa, Nein zur EU“, die erst beim Aachener 
Parteitag 1993 eindeutig überwunden wurde. 
Den Gegenpol zu der früheren Skepsis bildete die 
Europawahl 2004, bei der Bündnis 90/Die Grünen 
als die Europapartei Deutschlands antraten, klar 
für einen europapolitischen Aufbruch standen, 
zusammen mit anderen Mitgliedern der Euro-
päischen Grünen Partei (EGP) als erste unter den 
Parteifamilien eine gemeinsame Europawahl-
kampagne durchführten und mit fast 12% das 
beste bundesweite Ergebnis erzielten, das bisher 
je zu verzeichnen war.

Heute, nicht mehr ganz ein Jahr vor der Eu-
ropawahl 2009, hat sich die europapolitische 
Stimmung erneut gewandelt. Von Europa-Eu-
phorie ist weit und breit nichts zu sehen. Die 
negativen Ergebnisse der Europa-Referenden, 
zuerst in Frankreich und den Niederlanden und 
zuletzt in Irland, haben als Visionskiller gewirkt. 
Die Regierungen haben zwar gegenüber der un-
ter den Bürgerinnen und Bürgern Europas weit 
verbreiteten Forderung nach einem sozialen 
Europa immer wieder Lippenbekenntnisse ab-
geliefert, aber entscheidend vorangekommen ist 
diese Perspektive nicht. Dass die EU sich in die 
kommunale Selbstverwaltung massiv einmischt, 
trägt zu wachsenden Vorbehalten ebenso bei wie 
die Tatsache, dass sie beim Schutz der Bürger- 
und Menschenrechte erhebliche Defizite auf-
weist. Die außenpolitische Handlungsfähigkeit 
Europas ist nur in homöopathischen Dosen zu 
finden. In Außenhandelsfragen hat die EU zwar 
die Kompetenzen, die zu wirksamem Handeln 
nötig sind, setzt sie aber nicht zugunsten mehr 
globaler Entwicklung und weltweiter Gerechtig-
keit ein. 

Dazu kommt ein schwer entwirrbares Mei-
nungsknäuel aus links-nationalistischen Anti-
EU-Phrasen, konservativen Vorbehalten gegen 
den melting pot Europa sowie den Ausreden de-
rer, die die EU zugleich als Sündenbock nutzen 
wie als Instrument zur Durchsetzung solcher 
Ziele missbrauchen, die zuhause nicht populär 
sind. EU-bashing ist gerade in. Für ihre große 
Leistung, den Kontinent friedlich vereinigt zu ha-
ben, bekommt die EU derzeit kaum Kredit – als zu 
selbstverständlich wird diese historische Errun-
genschaft betrachtet. Dass der Lissabon-Vertrag, 
der die EU wieder handlungsfähiger machen soll-
te, bis zur Europawahl ratifiziert sein wird, wird 
gegenwärtig eher unwahrscheinlicher und zwar 
nicht nur wegen der irischen Blockade, sondern 
auch aufgrund des Widerstandes in Tschechien 
und der ausstehenden Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichtes zum Lissabon-Vertrag.

Nur in einem Bereich hat die EU es im letzten 
Jahr vermocht, nach innen wie nach außen Hoff-
nung zu wecken: in Sachen Klimapolitik. Das ist 
allerdings um so bedeutsamer, als es sich dabei, 
zumal für Grüne, um ein zentrales Thema zumin-
dest für die nächsten zwei EP-Wahlperioden han-
delt. Zugegeben: Die EU-Mitgliedsländer streiten 
noch wie die Kesselflicker über die Umsetzung der 
selbst gesetzten Ziele. Rückschläge hat es dabei 
auch schon gegeben, etwa in puncto Automobil-
politik. Trotzdem ist die EU innerhalb der Staa-
tengemeinschaft treibende Kraft, und für ihre Mit-
gliedsstaaten zusammen wird sie wohl auf jeden 
Fall mehr beim Klimaschutz erreichen, als jedes 
einzelne Land für sich allein zustande gebracht 
hätte. Klimapolitisch hat Europa einen Mehrwert. 
Die grüne Fraktion im Europaparlament spielt da-
bei eine wahrnehmbare, eine gute Rolle.

Für die Europaparlamentswahl 2009 werden 
Bündnis 90/Die Grünen sich, um glaubwürdig 
zu sein, offensiv mit der ganzen breiten Palette 

Reinhard Bütikofer

Wir Grüne brauchen Europa und Europa  
braucht uns
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der EU-Politik und EU-Kritik auseinander setzen 
müssen. Berechtigte Kritik nicht abzutun, da-
gegen Europhobie zurück zu weisen, das ist die 
programmatische Aufgabe. Europa-Ablehnung 
kann auch dadurch zunehmen, dass ernsthafte 
Kritik zu wenig geübt wird. Konkret: Eine durch-
aus scharfe Auseinandersetzung mit jüngeren ar-
beitsrechtlichen Urteilen des EuGH (zum Beispiel 
Rüffert, Laval, Viking)1 ist in der Sache mehr als 
gerechtfertigt und auch gerade dann nötig, wenn 
man nicht will, dass aus diesen Entscheidungen 
eine vermeintliche Begründung für eine Anti-EU-
Haltung gezimmert wird. 

Doch für eine europapolitische Offensive 
zur Wahl im Juni 2009 bietet sich uns Grünen 
in allererster Linie das Klima-Thema an. Für 
dieses grüne Thema liegt die Relevanz Euro-
pas auf der Hand. Umgekehrt können wir auch 
deutlich machen, dass Europa hier am besten 
durch original grüne Politik auf einen grünen 
Zweig kommt. Die Kompetenzzuweisung an 
Grüne wie auch die Erwartung an uns sind bei 
diesem Thema besonders groß. Das Thema eint 
uns wie kein anderes. Auch die Europa-Grünen 
haben hier mehr und eindeutigere Gemeinsam-
keiten als in vielen anderen Bereichen. Klimapo-
litik berührt einerseits grüne Kernidentität, hat 
andererseits gerade seit dem letzten Jahr viele 
Menschen erreicht, die früher auf Abstand zu 
uns waren. Klimapolitik ist nicht Ressortpolitik, 
sondern Querschnittsaufgabe. Sie erstreckt sich 
auf wirtschaftliche wie soziale Fragen. Sie spannt 
den Bogen von praktischen Fragen des eigenen 
Lebensstils bis zu den weiten visionären Zusam-
menhängen einer fundamentalen ökologischen 
Veränderung. Kurz: Wir sollten die Europawahl 
zur Klima-Wahl machen. Eine entsprechende 
klare Prioritätensetzung im Wahlkampf würde 
auch der EGP gut tun. Denn angesichts erheb-
licher grüner Schwäche in etlichen EU-Ländern 
bringt nur diese Zuspitzung sowohl klares Profil 
als auch Durchschlagskraft – mit keinem ande-
ren Thema ist eine Stimme für Grüne plausibler 
als nützliche Stimme herauszustellen.

Zwei Schwerpunkte bieten sich an, ja drängen 
sich auf für einen Klima-Wahlkampf. Es sind zwei 
Schwerpunkte, die auch im Bundestagswahl-
kampf 2009 gelten werden. Der eine fokussiert die 
Förderung von erneuerbaren Energien und Ener-
gieeffizienz, der andere greift die Atom-Lobby 
an. Ein politisches Projekt, das dabei im Zentrum 
stehen sollte, ist die zuerst von Michaele Schrey-
er, der ehemaligen EU-Kommissarin, vorgeschla-
gene Einrichtung einer neuen Europäischen 
Gemeinschaft für Erneuerbare Energy (ERENE). 
Vor über 50 Jahren galt die Atomkraft als ener-
giepolitische Hoffnungsträgerin. Deshalb wurde 
der EURATOM-Vertrag geschlossen. Der atomare 
Weg erwies sich als zu gefährlich. Doch an dem 
Verfahren, mit dem er gefördert wurde, kann man 
sich ein Beispiel nehmen. Ob ERENE als eigenes 
Vertragswerk vereinbart wird oder im Rahmen 
der verstärkten Zusammenarbeit auf den Weg ge-
bracht wird, ist dabei nicht entscheidend. Wichtig 
ist, dass Europa viel intensiver, viel systematischer 
und unter Einsatz relevanter Haushaltsmittel an 
der gemeinsamen Förderung erneuerbarer Ener-
gien und von Energieeffizienz arbeitet. 

Der Vorschlag, im Europawahlkampf ERENE 
voranzutreiben, bringt auch die Überzeugung 
zum Ausdruck, dass die EU neue Bewegung da-
durch bekommen muss, dass einzelne Staaten, 
die mehr Integration wollen, sich dazu verab-
reden, ohne erst auf einen Konsens aller Mit-
gliedsländer zu warten. Ein Kern-Europa, in dem 
unterschiedliche Integrationsstufen hierarchisch 
gestaffelt wären, ist abzulehnen. Aber es wird im 
Europa der 27 (oder mehr) Länder auf jeden Fall 
zu unterschiedlichen Geschwindigkeiten kom-
men. Das war ja schon früher beim Euro oder bei 
Schengen so. Falls der Lissabon-Vertrag schei-
tert, wird man die Perspektive unterschiedlicher 
Geschwindigkeiten um so mehr ins Auge fassen 
müssen, weil ein Stehenbleiben beim Nizza-Ver-
trag keine Option ist und die europäische Öffent-
lichkeit sich kaum noch einmal vom Projekt eines 
Verfassungsvertrages fesseln lassen wird. Um den 
Widerspruch zu bestehen, dass mehr Zustim-

1	 Diese Urteile sprechen die Balanz zwischen wirtschaftlichen Freiheiten und fundamentellen sozialen Rechten an.  Sie 
beeinträchtigen gewerkschaftliche Rechte wie das Recht auf kollektive Verhandlungen und kollektive Aktionen erheblich.
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mung zu Europa besser funktionierende Politiken 
erfordert, diese aber ohne den Lissabon-Vertrag 
schwerer zu erreichen sind, muss pro-aktive Eu-
ropapolitik gegebenenfalls zu unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten bereit sein. ERENE wäre da-
für ein sehr naheliegendes Projekt.

Für die grüne Parteienfamilie wird die Euro-
pawahl 2009 eine wichtige Weichenstellung brin-
gen. Werden wir wachsen oder stagnieren und 
siechen? Können wir die Wahl nutzen, um eine 
starke europäische Kraft zu werden? Die Lage der 
Grünen in den verschiedenen Mitgliedsländern 
ist höchst uneinheitlich. In einigen Ländern – 
Finnland, Lettland, Tschechien, Irland – regieren 
Grüne in Mitte-rechts-Koalitionen mit. In ande-
ren wichtigen Ländern, Polen etwa oder Spanien 

außerhalb Kataloniens, sind Grüne seit langem 
schwach oder gerade im Niedergang, wie in Itali-
en. Die EGP hat in den letzten zehn Jahren intern 
insgesamt große politische Fortschritte gemacht. 
Mit der gemeinsamen Wahlkampagne 2004 war 
sie Schrittmacherin unter den europäischen Par-
teien. Doch für 2009 zählt nur, welche neue An-
strengung diesmal unternommen wird. Bei allen 
Rückschlägen und Fehlern ist das europäische 
Projekt eine der weltweit hoffnungsvollsten Un-
ternehmungen der letzten 50 Jahre. In diesem Be-
wusstsein argumentierend, für lebendige Ausein-
andersetzung mit vielfältiger Kritik sensibel und 
offen, mit klarer Zuspitzung beim Klima-Thema, 
bei dem wir Grüne Europa brauchen und Europa 
uns – so sollten wir unseren grünen Beitrag zum 
Fortschritt Europas leisten.

Reinhard Bütikofer (geboren 1953) studierte Philosophie und Geschichte in 
Heidelberg. Von 1984 – 1988 war er Mitglied des Heidelberger Stadtrates. Im 
Landtag von Baden-Württemberg (1988-1996) machte er sich einen Namen als 
Finanz- und Haushaltspolitiker. Er wurde 1997 Landesvorsitzender in Baden-
Württemberg und 1998 Politischer Geschäftsführer von Bündnis 90/Die Grünen. 
Ende 2002 wurde er zum Bundesvorsitzenden gewählt und im Oktober 2004 sowie 
im Dezember 2006 wieder gewählt.
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Im Jahr 1984 zog zum ersten Mal eine grüne Fraktion, 
eine bunte Truppe aus Belgien, Deutschland, Italien und 
den Niederlanden, in das Europäische Parlament ein und 
schrieb unter dem Namen GRAEL (Green Alternative Eu-
ropean Link) Geschichte. Seitdem ist viel passiert. Grüne 
Parteien sammelten in immer mehr Ländern parlamentari-
sche Erfahrungen und entfernten sich dabei langsam vom 
Konzept der Protestpartei zugunsten einer auf konkrete 
Veränderungen zielenden Reformpolitik.  

In Westeuropa haben grüne Ideen ihren Weg in den ge-
sellschaftlichen Mainstream gefunden. Neue politische 
Identitäten haben sich ausgebildet und in vielen Ländern 
kam es zu regelrechten politischen Erdverschiebungen. 
Die Grünen haben sich in vielen westeuropäischen Ländern 
von einer Anti-Establishment-Partei zu einer Partei entwi-
ckelt, die bereit und fähig ist, Regierungsverantwortung zu 
tragen. In den neuen Demokratien Mittel- und Osteuropas 
sind grüne Parteien noch immer ein neues Element in der 

politischen Landschaft und bleibt es für sie oft eine schwie-
rige Aufgabe, einen eigenständigen Platz im politischen 
Spektrum zu erobern und das Vertrauen der WählerInnen 
zu gewinnen.  

Wir haben AutorInnen aus acht europäischen Ländern ge-
beten, für uns zu beschreiben, wie die Identität und die Am-
bitionen grüner Parteien bei ihnen zu Hause aussehen. Wel-
che Faktoren haben den Weg beeinflusst, den die grünen 
Parteien dort zurückgelegt haben? Wie haben sie sich dabei 
verändert, und was sind ihre Zukunftsaussichten? Wir ha-
ben auch die „Euro-Grünen“ der ersten Stunde befragt, die 
beim Einzug der „grünen Chaoten“ ins Europaparlament 
im Jahre 1984 dabei waren. Was hat es damals bedeutet, 
grüne Politik zu betreiben und wie sehen sie heute die Er-
gebnisse und Perspektiven ihrer Politik? Schließlich woll-
ten wir von der jungen und jüngeren Generation wissen, wie 
sie diese Vergangenheit bewertet und wo sie hin möchte. 
Die Antworten auf all diese Fragen finden Sie hier.

GRÜNE IDENTITÄT IN EINEM 
SICH WANDELNDEN EUROPA
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